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13 Militärische Vorbereitungen

gegen Taiwan?

Seit der Wahl Chen Shuibians zum 

Präsidenten Taiwans am 18. März 

2000 scheint die VBA verstärkt Vor

bereitungen für militärische Aktionen 

gegen die Insel zu treffen: Zumindest 

möchte sie den Anschein dafür er

wecken. Deutlich zeigt sich hier ein 

Interessenkonflikt zwischen der Regie

rung um Ministerpräsident Zhu Rong- 

ji, die an Friede und Stabilität inter

essiert ist, und dem Militärausschuss 

des ZK, der spätestens Mitte April Be

fehle ausgegeben hat, bestimmte Mi

litärbasen an der südostchinesischen 

Küste weiter auszubauen und die dor

tigen Truppen in sechs Bereichen zu 

mobilisieren: (1) Kampfvorbereitung 

der drei Waffengattungen Heer, Ma

rine und Luftwaffe, (2) Stärkung der 

drei Dienste vor allem in den Mili

tärregionen von Nanjing und Guang

zhou, (3) Durchführung realitätsnaher 

Übungen, (4) politische und ideolo

gische Arbeit in den Reihen der Of

fiziere und Soldaten, (5) Intensivie

rung der Forschung im Bereich stra

tegischer Waffen und (6) Verbesse

rung der Logistik im Hinblick auf den 

Ernstfall (Tai Yang Pao, Hongkong, in 

SWB, 26.4.00).

In der Militärprovinz Fujian sollen 

die Marine- und die Luftabwehrkräf

te, aber auch die Milizeinheiten, ge

stärkt werden (Mmg Pao, Hongkong, 

in SWB, 18.4.00). Die Ostchinaflotte 

wurde angewiesen, „moderne“ Kampf

methoden zu üben. Den Zerstörern 

und Fregatten der Donghai-Flotte 

möge bei den Manövern besonde

rer Platz eingeräumt werden (Jiefang 

Junbao, in SWB, 18.4.00). Geübt wer

den müssten nicht zuletzt Landeübun

gen (ebd.). Der Donghai-Bereich solle 

überdies großzügiger mit Helikoptern 

ausgestattet werden (XNA, 20.4.00). 

-we-

Innenpolitik

14 Jahrestag des 4. Juni 1989: 

Nervosität in der Führung, 

Ruhe an der Basis

Pünktlich zum 4. Juni, dem Jahrestag 

der blutigen Niederschlagung der De

mokratiebewegung im Jahr 1989, gab 

die Nachrichtenagentur Xinhua das 

Ergebnis einer Umfrage „unter Zehn

tausenden von Studenten an 75 Uni

versitäten in acht Städten und Pro

vinzen“ bekannt. Demnach erwiesen 

sich die Befragten als „optimistisch 

und unterstützten die Politik der KP 

Chinas und der Regierung“. Sie lob

ten die Regierung, dass sie die Na

tion durch die Förderung von Wis

senschaft und Ausbildung verjünge, 

den Schmuggel unterbinde, die Defla

tion bekämpfe und die Beziehungen 

mit dem USA angemessen handha

be. Themen, die die Studenten mit 

besonderer Aufmerksamkeit verfolgt 

hätten, seien die Bombardierung der 

chinesischen Botschaft in Belgrad, die 

Nato-Militäraktion im Kosovo, die 

„Zwei-Staaten-Theorie“ des früheren 

taiwanischen Präsidenten Li Teng- 

hui, die Unterzeichnung des WTO- 

Abkommens mit den USA, die Fei

ern zum 50. Jahrestag der VR Chi

na und die „Heimkehr“ Macaus gewe

sen. Die Bekämpfung der Falungong- 

Bewegung durch die Zentralregierung 

halten die Studenten demnach für „ab

solut notwendig“ und auch für erfolg

reich. Zudem seien sie begierig darauf, 

KP-Mitglied zu werden, sich beruflich 

zu qualifizieren und Sozialarbeit so

wie Teilzeitarbeit zu leisten. (XNA, 

4.6.00)

Das rosarote Bild einer akademischen 

Jugend, die mit der Arbeit der Staats

und Parteiführung rundum zufrieden 

ist und sich nichts mehr wünscht, als 

beim Staatsschiff mit auf die Ruder

bank gelassen zu werden, mag hin

sichtlich mancher patriotischer Mo

mente stimmen, trifft aber generell 

nicht zu und steht im Gegensatz zu der 

hochgradigen Nervosität, in die Regie

rung und Verwaltung im Vorfeld des 

magischen Erinnerungsdatums auch 

diesmal wieder verfielen. So soll das

Erziehungsministerium die Universi

täten aufgefordert haben, keine Ver

sammlungen von Studenten und Pro

fessoren anzusetzen, auch nicht ,/um 

Kampf gegen die taiwanische Unab

hängigkeitsbewegung und zur Unter

stützung der chinesischen Herrschaft 

über die Diyutai-Inseln“, da die Ge

fahr bestehe, dass bei solchen Veran

staltungen andere Slogans aufkämen. 

Sichtbare Machtdemonstrationen soll

ten eventuelle Protestierer von vorn

herein entmutigen bzw. aus dem Weg 

schaffen. So ließ die Polizei im Vorfeld 

des 4. Juni 500 Wohnsitzlose verhaf

ten; außerdem wurden am 3. Juni in 

Beijing 22 wegen Mordes, Raubes und 

anderer Verbrechen Verurteilte exeku

tiert. (SCMP, 27.5. und 3.6.00)

Am 4. Juni selbst blieb es im Lan

de dann weitestgehend ruhig. Mehrere 

Dissidenten wurden unter Hausarrest 

gestellt; in Beijing wurden neun Per

sonen festgenommen. (RTHK Radio 3, 

Hongkong, nach SWB, 5.6.00; Infor

mation Centre for Human Rights and 

Democracy, Hongkong, nach SWB, 

6.6.00) An der Universität Beijing er

schien eine Wandzeitung, die nach ei

ner Neubewertung des 4. Juni ver

langte; der Verfasser wurde vorüberge

hend inhaftiert, jedoch nicht relegiert. 

(SCMP, 9.6.00)

Auch wenn die Studenten der heuti

gen Generation nicht mehr das po

litische Engagement von einst zeigen 

und sie kaum ein Gedenken an Er

eignisse aus einer Zeit pflegen, als die 

meisten von ihnen noch Kinder waren, 

entsprechen sie doch nicht dem von 

Xinhua gezeichneten Idealbild. Für die 

meisten steht die Karriere obenan. 

Gleichwohl ist Misstrauen gegenüber 

dem Staat, seinen Leistungen und sei

nen Sichtweisen verbreitet. Eine Pres

sereportage vom Campus der Uni

versität Beijing berichtete von diffe

renzierten Einstellungen zum Gesche

hen vom 4.6.1989, doch scheint un

ter den Studenten die Ansicht vor

zuherrschen, dass die offizielle Ver

sion, wonach 1989 eine „konterrevo

lutionäre“ Bewegung niedergeschlagen 

wurde, auf Dauer nicht Bestand haben 

kann. (SCMP, 5.6.00)

Die Nervosität der Führung leitet sich 

freilich aus anderen Beobachtungen 

ab. Zum einen zeigten die keine zwei 

Wochen zurückliegenden Massenpro

teste an der Universität Beijing, die 
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sich an der Ermordung einer Kommi

litonin entzündeten und die Führung 

völlig überraschten (vgl. C.a., 2000/5, 

Ü 10 und Ü 21), dass das Unruhepo

tenzial an den Hochschulen trotz der 

unpolitischen Grundhaltung der heu

tigen Studentenschaft kaum kalkulier

bar ist. Vor allem aber sind Unzufrie

denheit und Protestbereitschaft in der 

Bevölkerung generell derart groß, dass 

die Regierung fürchtet, schon ein ein

ziger Funken - eine Wandzeitung, eine 

Flugblattaktion, eine Rede zum 4. Ju

ni - könnte einen Flächenbrand aus

lösen - daher auch das rigorose Vor

gehen gegen Falungong und andere 

Organisationen ohne dezidiert politi

schen Anspruch. Das Maß an Angst 

vor jeder denkbaren Öffentlichkeits

wirksamkeit von allem, was mit dem 

4. Juni 1989 zu tun hat, zeigt sich 

auch daran, dass drei inhaftierte Dissi

denten, deren Entlassung fällig gewe

sen wäre, länger im Gefängnis behal

ten wurden um zu verhindern, dass sie 

zum 4. Juni freikommen. (Information 

Centre for Human Rights and Democ- 

racy, Hongkong, 31.5.00 und 5.6.00, 

nach SWB, 2.6.00 bzw. 7.6.00)

Während es an den Universitäten ru

hig blieb, nahmen Dissidenten und 

Angehörige von Opfern der politi

schen Verfolgung das Datum erneut 

zum Anlass, in Briefen und öffent

lichen Stellungnahmen eine Neube

wertung der Ereignisse vom 4. Juni 

1989 zu fordern. (SCMP, 29.5., 1.6., 

2.6.00; RTHK Radio 3, Hongkong, 

nach SWB, 5.6.00) Laut Erkenntnis

sen von Amnesty international in Lon

don sitzen wegen ihrer Teilnahme an 

den Protesten vom Mai/Juni 1989 

noch 211 Personen ein. Das Hong

konger Informationszentrum für Men

schenrechte und Demokratie hält die

se Zahl jedoch für viel zu niedrig, da 

sie nur die namentlich bekannten Per

sonen umfasst, und schätzt, dass lan

desweit noch immer über 2.000 Ak

tivisten der damaligen Demokratiebe

wegung festgehalten werden. (Infor

mation Centre for Human Rights and 

Democracy, Hongkong, 1.6.00, nach 

SWB, 3.6.00) -hws-

15 Menschenschmuggel im Fo

kus der Weltöffentlichkeit

Die am 19. Juni im britischen Ka

nalhafen Dover erfolgte Entdeckung 

von 58 Chinesen, die beim Versuch 

der illegalen Einreise in einem Lkw- 

Kühlcontainer erstickt waren, sorgte 

auch in China für Erschütterung und 

lenkte die weltweite Aufmerksamkeit 

auf das Problem illegaler chinesischer 

Auswanderer sowie der Schleuserban

den, die den transkontinentalen Men

schenschmuggel organisieren.

Dieses Problem war bislang vornehm

lich mit Bezug auf das Hauptauswan

derziel, die USA, wahrgenommen wor

den. (Vgl. C.a., 2000/1, Ü 2) In der 

letzten Zeit scheint es sich vor al

lem Richtung Europa verlagert zu ha

ben, nachdem die Einschleusung in die 

USA schwieriger geworden ist.

Schon vor dem 19. Juni war in der 

chinesischen Presse mehrfach von Vor

fällen im Zusammenhang mit Men

schenschmuggel berichtet worden. So 

meldete Xinhua Ende Mai die Ent

deckung von 23 Personen, die auf Fi

scherbooten versteckt von Shenzhen 

nach Hongkong gebracht werden soll

ten. (XNA, 1.6.00) Im vergangenen 

Jahr sollen von der Grenzpolizei 1.300 

Fälle von Menschenschmuggel aufge

deckt worden sein. Dabei seien 925 

Schleuser festgenommen worden. Die 

Zahl der in die Fälle verwickelten 

Migranten wird mit 9.000 angege

ben. (XNA, 8.6.00; Wen Wei Po, 

Hongkong, nach SWB, 23.6.00) Nach 

Erkenntnissen Hongkonger Menschen

rechtler wurden 1999 allein am Bei

jinger Flughafen 3.000 illegale Ausrei

sewillige aufgegriffen, und die Zahlen 

hätten sich im laufenden Jahr noch 

stark erhöht. (Information Centre for 

Human Rights and Democracy, Hong

kong, nach SWB, 22.6.00)

Das Hongkonger Informationszentrum 

für Menschenrechte und Demokratie 

bringt die Zunahme illegaler Immigra

tion in erster Linie mit der zuneh

menden Korruption bei der Grenzpo

lizei in Zusammenhang und berichte

te, dass ein Beijinger Grenzpolizist am 

19. Juni zu anderthalb Jahren Gefäng

nis verurteilt wurde, nachdem er ille

gale Emigranten hatte passieren las

sen und dafür Bestechungsgelder in 

Empfang genommen hatte. (Ebenda) 

Die Zunahme der illegalen Auswan

derung in die EU-Länder hängt of

fenbar damit zusammen, dass Visa 

für bestimmte südosteuropäische Län

der wie Moldawien oder Jugoslawien 

leicht zu bekommen sind. Außerdem 

können Chinesen, die ein Guthaben 

von 4.000 US$ nachweisen, in mehre

ren Städten und Provinzen - genannt 

wurden Shanghai, Hainan und Henan, 

einen Pass für touristische Auslands

reisen erhalten. Auf diese Weise ist 

eine legale Ausreise aus China mög

lich. In Europa sorgen dann Schleu

ser für den Weitertransport in ein EU- 

Land (Ebenda; Zhongguo Tongxun 

She, Hongkong, nach SWB, 22.6.00)

Der übliche Weg für illegale Migran

ten scheint allerdings so auszusehen, 

dass Schleuser in China für den gan

zen Weg bis ins Zielland bezahlt wer

den. Für die USA als nach wie vor 

bevorzugtes Ziel sind die Preise, die 

dem Schleuser zu zahlen sind, nach ei

nem Hongkonger Bericht auf 400.000 

bis 500.000 Yuan in die Höhe ge

schnellt, bei 50.000 Yuan Anzahlung. 

Für Großbritannien dagegen würden 

nur 240.000 Yuan bei 20.000 Yuan An

zahlung fällig. (In einem anderen Be

richt wurden 100.000 bis 200.000 Yuan 

als Schleuserlohn genannt.) Der Rest

betrag sei im Zielland zu zahlen - dann 

gewöhnlich von dem Lohn für illega

le Arbeit. Dabei würden manche Il

legale zur Mitgliedschaft in kriminel

len Vereinigungen und Frauen auch 

zur Prostitution gezwungen. (Ming 

Bao, Hongkong, Internetausgabe, Chi

nesisch und Englisch, nach SWB, 

23.6.00)

Die chinesische Regierung rief nach 

der Entdeckung der Toten von Do

ver vor allem nach internationa

ler Kooperation bei der Bekämpfung 

des grenzüberschreitenden Menschen

schmuggels und machte als Faktor 

für dessen Gelingen die „Gesetzes

schlupflöcher in manchen Ländern“ 

aus, ohne dies näher zu spezifizie

ren. (Zhongguo Xinwen She, Beijing, 

nach SWB, 24.6.00) Die Hongkon

ger Zeitung Wen Wei Po (Wenhui 

Bao), die gewöhnlich ausspricht, was 

in Beijing offiziell nicht zu sagen ge

wagt wird, verwies bemerkenswerter

weise nicht auf die Visumvergabe

praxis in südosteuropäischen Ländern 

als Schmuggel fördernden Faktor, son

dern auf die Asylpraxis in Großbritan

nien. Wer einen Asylantrag stelle, er

halte eine Art Ausweis („street pass“), 

dazu Warengutscheine im Wert von 

35 britischen Pfund pro Woche und 

könne obendrein kostenlose medizi

nische Versorgung in Anspruch neh

men. „Gewisse Länder“, die „so ge
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nanntes politisches Asyl“ gewährten 

und Flüchtlingsvisa ausstellten, lock

ten illegale Immigranten geradezu an, 

und die Schleuser machten sich der

art „laxe Gesetze“ zu Nutze. ( Wen Wei 

Po, Hongkong, nach SWB, 26.6.00)

Hinsichtlich der Motive und der geo

graphischen sowie sozialen Herkunft 

der illegalen Migranten liegen kei

ne Studien vor. Dem Informations

zentrum für Menschenrechte und De

mokratie zufolge spielt jedoch der 

stark gewachsene Wohlstand eine Rol

le: Chinas zahlreiche neue Millionäre 

würden sich sicherer fühlen in Län

dern, in denen das Gesetz und nicht 

einzelne Personen das Sagen haben. 

Diese Argumentation vermag nur be

grenzt zu überzeugen, da den gül

tigen Pass- und Ausreisebestimmun

gen nach sich Wohlhabende am ehes

ten die Möglichkeit mindestens zu 

legaler Ausreise verschaffen können. 

Eher dürften solche Personen zu Op

fern von Schleuserbanden werden, die 

selbst ökonomisch nicht besonders er

folgreich waren und auch keine Ver

wandte im Ausland haben, jedoch 

in Gegenden leben, in denen ande

re durch Überweisungen von im Aus

land lebenden Verwandten sich einen 

großzügigen Lebensstil leisten können 

und diesen auch zur Schau stellen. 

Darauf deutet jedenfalls eine plausi

ble Reportage der Hongkonger Zeit

schrift Ming Pao hin. (Internetaus

gabe, chinesisch, nach SWB, 23.6.00) 

Demnach kommen die illegalen Immi

granten - wie es auch andere Nach

richten nahe legen - vor allem aus 

den südostchinesischen Küstenprovin

zen wie Zhejiang, Fujian und Guang

dong. Das Problem erscheint demnach 

als eine „Verlängerung“ des innerchine

sischen Menschenschmuggels, der vor 

allem für die „Vermittlung“ von Frauen 

und Kindern aus den armen Binnen

provinzen in die wohlhabenden Küs

tenstädte sorgt.

Auch wenn die chinesische Regierung 

zur Bekämpfung der Schleuserbanden 

zu Recht nach internationaler Koope

ration ruft, ist doch nicht zu überse- 

hen, dass das eigentliche Problem im 

Lande selbst liegt. Zum einen erleich

tert die allgemeine Korruption die Tä

tigkeit der Schleuser wesentlich. Zum 

zweiten ist das Thema in der chi

nesischen Presse bislang weitgehend 

tabuisiert worden. Beijing habe sich 

bislang weitgehend auf administrati

ve Maßnahmen verlegt und versäumt, 

die Menschen durch die Medien da

rüber aufzuklären, welche Risiken sie 

mit einer illegalen Auswanderung ein

gehen, monierte die Hongkonger Ming 

Pao. (Internetausgabe, englisch, nach 

SWB, 21.6.00)

Für China selbst wird das Problem 

der illegalen Migranten an unmittel

barer Virulenz verlieren, wenn die für 

Shanghai und Jiangsu am 1. Juni in 

Kraft getretenen liberalen Passverga

beregelungen in Zukunft in mehr und 

mehr Provinzen angewendet werden. 

Eine erleichterte legale Ausreise könn

te die Probleme in den Zielstaaten des 

Exodus jedoch entsprechend verschär

fen (Vgl. C.a., 2000/5, Ü 8) -hws-

16 Regierung legt Weiß

buch zur Bekämpfung der 

Rauschgiftkriminalität vor

Zum ersten Mal hat die chinesische 

Regierung einen als „Weißbuch“ be

zeichneten, in erster Linie für die in

ternationale Öffentlichkeit bestimm

ten Bericht über alle Maßnahmen vor

gelegt, die - teils seit über zehn Jahren 

- zur Bekämpfung der Rauschgiftkri

minalität auf den verschiedenen Ebe

nen der staatlichen Verwaltung unter

nommen wurden. Der Bericht trägt 

den englischen Titel „White Paper on 

Narcotics Control“; das Herausgabe

datum war der diesjährige Interna

tionale Antidrogentag, der 26. Juni. 

(XNA, 27.6.00)

Im Vorwort gibt das Weißbuch einen 

Einblick in das Ausmaß des Rausch

giftproblems in China. Demnach be

gann die „internationale Drogenflut“ 

ab Ende der 70er Jahre auch nach 

China zu strömen. Seither steigt die 

Zahl der Rauschgiftsüchtigen an. Sie 

lag laut Weißbuch 1991 bei 148.000, 

1995 bei 520.000 und 1999 bei 681.000, 

entsprechend 0,054% der chinesischen 

Bevölkerung (ohne Hongkong). 1999 

wurden 65.000 Fälle von Rauschgift

kriminalität aktenkundig, 2,4% mehr 

als im Vorjahr. Die Menge der kon

fiszierten Stoffe stieg gegenüber 1998 

um 33,6%. Darunter waren 5.364 Ton

nen Heroin, 1.193 Tonnen Opium 

und 16.059 Tonnen Metamphetamin 

(„Ice“). Am weitesten verbreitet ist 

Heroin, das von 71,5% der Süchti

gen konsumiert wird. 79,2% von ih

nen sind unter 35 Jahre alt. 72,4% al

ler in China festgestellten Aidsinfek

tionen (bislang 17.316 registrierte Fäl

le) gehen auf verunreinigte Spritzen 

von Rauschgiftsüchtigen zurück. Hin

sichtlich einer möglichen Dunkelziffer 

bei den Drogenkonsumenten legt das 

Weißbuch keine Schätzungen vor. Der 

Text erweckt vielmehr den Eindruck, 

praktisch jeder Süchtige sei der Re

gierung bekannt. Eine Differenzierung 

hinsichtlich der Konsumenten harter 

bzw. weicher Drogen wird nicht vor

genommen.

In sieben Kapiteln stellt das Weiß

buch sodann die staatlichen Maßnah

men zur Bekämpfung der Drogenkri

minalität legislativer und polizeilicher 

Art, zur Drogenprävention, zur The

rapie der Süchtigen sowie zur inter

nationalen Kooperation vor. Als zen

trales Organ wurde 1990 die Natio

nale Drogenkontrollkommission (Na

tional Narcotics Control Commission, 

NNCC) gegründet, an der unter ande

rem das Ministerium für öffentliche Si

cherheit, das Gesundheitsministerium 

und die Zollverwaltung beteiligt sind. 

Die Kommission leitet die nationalen 

Maßnahmen und ist auch für die inter

nationale Kooperation bei der Drogen

bekämpfung zuständig. Auf Provinz

ebene und in den meisten Kreisen und 

Städten existieren entsprechende Or

gane. Außerdem haben alle Provinzen, 

dazu 204 Großstädte und Präfekturen 

sowie 735 Städte und Landkreise spe

zielle Polizeieinheiten gebildet. 1998 

wurde eine Nationale Drogenkontroll

stiftung ins Leben gerufen, die nicht

staatliche Geldmittel sammeln und 

damit die gesellschaftliche Drogenar

beit fördern soll.

Gesetzgebung: Seit über 20 Jahren 

wurde das strafgesetzliche Instrumen

tarium zur Bekämpfung der Herstel

lung und Weitergabe von Rauschmit

teln immer mehr ausgebaut und ver

feinert. Auch der Besitz entsprechen

der Pflanzensamen sowie Herstellung 

und Verkauf chemischer Ausgangsstof

fe zur Produktion chemischer Rausch

mittel sind heute verboten bzw., so

fern es sich um medizinisch oder an

derweitig legal benötigte Stoffe han

delt, gesetzlich streng geregelt. Ein

künfte aus illegalem Drogenhandel 

werden konfisziert, auf Herstellung, 

Schmuggel, Verkauf und Transport 

„großer Mengen“ von Rauschgift steht 

die Todesstrafe. 1995 wurden Bestim

mungen zur Zwangstherapierung von
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Süchtigen erlassen. In manchen Pro

vinzen existieren ergänzende Bestim

mungen.

Laut Weißbuch ist die Rauschgiftpro

duktion in China heute weitgehend 

unterbunden. Seit 1992 haben die 

NNCC sowie die Forstverwaltungen in 

bestimmten Waldgebieten Nordwest- 

und Nordostchinas das Verbot des An

baus bestimmter Pflanzen unter ande

rem durch Luftüberwachung kontrol

liert. Illegaler Anbau von Rauschgift 

liefernden Pflanzen komme in China 

heute praktisch nicht mehr vor. Die 

meisten in China gehandelten Drogen 

stammten vielmehr als dem „Goldenen 

Dreieck“ (Nordbirma, Nordthailand, 

Laos) und würden über die Yunnaner 

Grenze sowie über die südostchinesi

schen Häfen eingeschmuggelt. Allein 

in Yunnan seien seit 1982 70.000 Fälle 

von Drogenschmuggel aufgedeckt wor

den.

Ein eigenes Kapitel behandelt die 

Kontrollen, die die Herstellung, den 

Verkauf sowie Ausfuhr und Einfuhr 

von chemischen Ausgangsstoffen (z.B. 

Ephedrin) betreffen. Von 1997 bis 

1999 seien 548 Fälle des Schwarzhan

dels mit solchen Stoffen aufgedeckt 

und über 1.000 Tonnen solcher Stof

fe konfisziert worden. China nehme an 

einem Programm der UNO zur Kon

trolle solcher Stoffe im internationa

len Handel teil und habe allein 1999 

für 3.380 Tonnen an Chemikalien die 

Exportgenehmigung verweigert.

Mit Ausnahme weniger Fälle von „un

geeigneten“ Personen, kommen alle 

Süchtigen in den Zwangsentzug. Da

für wurden auf allen Verwaltungs

ebenen „Rehabilitationszentren“ ein

gerichtet. Rückfällige werden zur „Um

erziehung durch Arbeit“, also in Ar

beitslager, eingeliefert. „Ungeeignete“, 

die vom Zwangsentzug verschont wer

den, werden der Obhut ihrer Angehö

rigen und der „Erziehung“ durch die 

örtlichen Sicherheitsbehörden anver

traut. Wer als ungeeignet gilt, wird 

nicht erläutert, womöglich ist dabei 

an Jugendliche unterhalb eines be

stimmten Alters, eventuell auch an 

Kranke oder sonstwie Pflegebedürftige 

zu denken. Allerdings wird ausdrück

lich gesagt, dass sich die Rehabilita

tionszentren auch um Aids-Erkrankte 

kümmern. Auf HIV-Infektion unter

sucht werden die Eingelieferten je

doch offenbar nicht generell, sondern 

nur „in manchen Provinzen“. Die Zahl 

der Entzugszentren beträgt gegenwär

tig 746, für rückfällige Drogensüch

tige wurden 168 Arbeitslager einge

richtet. 1999 kamen 224.000 Süchti

ge in den Zwangsentzug und 120.000 

wurden zur Umerziehung durch Ar

beit geschickt. Demnach würde die 

Rückfallquote mindestens 53,6% be

tragen. Das Weißbuch macht hierzu 

keine gesonderten Angaben, spricht 

aber allgemein vom „schwierigen Pro

blem der hohen Rückfallquote“. Um 

Süchtige nach dem Entzug sozial zu 

stabilisieren, arbeiten die öffentlichen 

Sicherheitsorgane laut Weißbuch mit 

Arbeitseinheiten, Familien und gesell

schaftlichen Organisationen wie der 

Jugendliga, den Gewerkschaften, dem 

Frauenbund, den Unternehmervereini- 

gungen etc. zusammen.

Angestrebt wird, dass sich, von 

städtischen Unterbezirken ausgehend, 

Stadtteile und möglichst ganze Städ

te zu „drogenfreien Gemeinschaften“ 

erklären. Als modellhaft wird hier

in die Industriestadt Baotou (Innere 

Mongolei) vorgestellt, wo es gegenwär

tig 2.169 „Hilfs- und Erziehungsgrup

pen“ gebe, die sich um 2.000 (ehemals) 

Süchtige kümmern. Dort seien bereits 

1.436 drogenfreie Gemeinschaften ent

standen; das Ziel einer drogenfreien 

Stadt sei zu 90,2% erreicht. 70% der 

zuvor Süchtigen würden in Baotou 

nicht mehr rückfällig.

Ein weiterer Abschnitt des Weißbuchs 

ist dem Thema der Prävention ge

widmet. Demnach machen die Medi

en immer wieder auf die Gefahren des 

Rauschgiftkonsums aufmerksam. Die 

örtlichen NNCC-Stellen haben Bera

tungstelefone eingerichtet. Besonderes 

Gewicht wird auf eine Antidrogener

ziehung an Grund- und Sekundarschu

len gelegt. Auch die Massenorganisa

tionen (Gewerkschaften, Jugendliga) 

bis hin zu religiösen Organisationen 

und Unternehmervereinigungen betei

ligten sich an suchtpräventiven Erzie

hungsmaßnahmen .

Das Schlusskapitel schildert die viel

fältigen Formen internationaler Ko

operation, an denen China zum Zweck 

der Bekämpfung von Rauschgiftkrimi

nalität teilnimmt. Unter anderem ar

beitet China hier mit der UNO so

wie mit den USA zusammen. Eine 

besondere Rolle kommt der Zusam

menarbeit mit Chinas Nachbarstaaten 

zu. Insbesondere helfe China seit 1990 

Birma und Laos, in den traditionellen 

Anbaugebieten von Schlafmohn, aus 

dem Opium gewonnen wird, eine Um

stellung auf andere Produkte durchzu

setzen.

Fasst man alle geschilderten Maßnah

men zusammen, so erweckt das Weiß

buch den Eindruck, dass in China mit 

der Bekämpfung von Rauschgiftkrimi

nalität und -konsum eigentlich alles 

zum Besten bestellt ist. Ebenso be

merkenswert wie der Allfrontenkrieg, 

den das Weißbuch schildert, sind je

doch die Lücken in der Darstellung. So 

findet sich nicht ein einziger Satz über 

mögliche soziale Ursachen des Drogen

konsums. Zur Soziologie der Süchti

gen gibt es keine weiteren Aussagen, 

als dass vier Fünftel von ihnen unter 

35 Jahre alt sind. Zur regionalen Ver

teilung der Drogensucht enthält das 

Weißbuch ebenfalls keine zusammen

hängenden Aussagen. Des Weiteren 

fehlen Angaben zum Rauschgifthan

del: Wer sind die Händler, wie funk

tioniert die Verteilung, welche Rol

le spielt die organisierte Kriminalität, 

welche Rolle spielt die Korruption? 

Wie hoch sind die Gewinnspannen? 

Wie groß ist der volkswirtschaftliche 

Schaden?

Warum entsprechendes Wissen, so 

weit es denn vorhanden ist, keinen 

Eingang ins Weißbuch fand, lässt sich 

schwer beurteilen. Durch den weitge

henden Verzicht auf eine Analyse der 

Problematik erweckt die Darstellung 

jedoch unwillkürlich den Eindruck, bei 

vielen Maßnahmen herrsche leerlau

fender Aktionismus. Beispielhaft il

lustriert dies die Zahl aus Baotou, 

wonach sich 2.169 „Hilfs- und Erzie

hungsgruppen“ um die Reintegration 

von 2.000 Delinquenten kümmern - 

weniger als einer pro Gruppe.

So gesehen dürfte es wenig überra

schen, dass der Antirauschgiftkrieg 

trotz Beteiligung aller Verwaltungs

ebenen, aller Massenorganisationen, 

aller Schulen, spezieller Polizeieinhei

ten und vieler weiterer spezieller Orga

ne bislang keine durchgreifenden Er

folge verzeichnen kann. Wie das Weiß

buch eingesteht, wächst die Zahl der 

Süchtigen weiterhin, wenn auch offen

bar in der zweiten Hälfte der neunzi

ger Jahre prozentual deutlich weniger 

als in der ersten Hälfte. Doch nicht 

einmal die hierzu gemachten Zahlen
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angaben wirken sehr verlässlich, geht 

das Weißbuch doch ohne weitere Dis

kussion davon aus, dass es bei der Zahl 

der Süchtigen keine Dunkelziffer gibt. 

Gemäß den vorgelegten Angaben ist 

nur ein halbes Promille der Bevölke

rung rauschgiftsüchtig, ein sehr gerin

ger Wert, der keineswegs die Aussa

ge des Weißbuchs rechtfertigt, wonach 

der Drogenkontrolle eine „lebenswich

tige Rolle für Aufstieg und Fall der 

chinesischen Nation“ zukomme. (Zum 

Vergleich: In Deutschland machten al

lein die Konsumenten harter Drogen 

1998 0,3% der Bevölkerung aus.)

Was also sucht das Weißbuch zu ver

bergen? Möglicherweise ist die Zahl 

der Drogensüchtigen in China deut

lich höher als angegeben, China möch

te jedoch entsprechende Schätzungen 

der Dunkelziffer unter Verschluss hal

ten, um nicht den Eindruck zu er

wecken, das Problem sei bereits der 

Kontrolle entglitten. Auch die fehlen

den Angaben zum volkswirtschaftli

chen Schaden, den die Drogenkrimi

nalität anrichtet, könnte darauf hin

deuten, dass die zuständigen Stellen 

keinen rechten Überblick mehr ha

ben. Die fehlende Analyse der Gründe 

für den mangelnden Erfolg der zahl

reichen Maßnahmen nötigt auf jeden 

Fall zu der Annahme, dass ein emi

nenter Widerspruch zwischen Theo

rie und Praxis besteht. Das Weißbuch 

nennt als Grund, weswegen Rausch

giftkonsum zu bekämpfen sei, nach 

der Volksgesundheit an zweiter Stel

le sogleich die Förderung der Kor

ruption. Angesichts des grassierenden 

Bestechungswesens und der gemein

hin beim Rauschgiftschmuggel zu er

zielenden Profite wird nicht ausgerech

net die Bekämpfung der Drogenkrimi

nalität von einer Pervertierung durch 

Schmiergelder ausgenommen bleiben. 

Korruption dürfte vielmehr ein wich

tiger Grund für die fehlende Effektivi

tät der Maßnahmen zur Eindämmung 

des Rauschgiftschmuggels sein.

Andere Meldungen, die im Juni das 

Thema Drogenkonsum und Drogen

kriminalität betrafen, bestätigen ei

nige der Zweifel, die das Weißbuch 

weckt, und ergänzen das Bild in an

derer Hinsicht. So beträgt die Zahl 

der Rauschgiftsüchtigen in der Pro

vinz Hainan nicht ein halbes Promil

le wie im Landesdurchschnitt, sondern 

2,5 Promille. (XNA, 6.7.00) Für Bei

jing wurde eine Zahl von 10.500 „be

kannten“ Drogenabhängigen genannt 

- davon mehr als 80% unter 35 Jah

re alt -, entsprechend 0,85 Promille 

der Bevölkerung. (XNA, 26.6.00) Als 

Nachricht für die internationale Öf

fentlichkeit meldete Xinhua mehrmals 

die Konfiszierung von Miniportionen 

Rauschgift in der Größenordnung von 

2,5 bis 78 Gramm, als sei die Meldung 

größerer Fahndungserfolge, die es da

neben auch gab, nicht genug, um alle 

Zweifel an Chinas - laut Weißbuch - 

„gnadenloser“ Drogenbekämpfungspo

litik zu übertönen. (XNA, 3.6., 15.6. 

und 27.6.00) In Sichuan wurden vier 

Männer hingerichtet, weil sie 1.500 kg 

Metamphetamin und weitere 1.500 kg 

Metamphetaminflüssigkeit hergestellt 

hatten - ein Widerspruch zu dem im 

Weißbuch gezeichneten Bild umfas

sender Kontrollen hinsichtlich der zur 

Drogenherstellung benötigten Chemi

kalien. (XNA, 27.6.00) -hws-

17 Gewalttätige Xinjiang-Sepa- 

ratisten hingerichtet

Am 14. Juni wurden in der Haupt

stadt der Autonomen Region Xin- 

jiang, Ürümqi, fünf moslemische (ver

mutlich uigurische) Separatisten zum 

Tode verurteilt und öffentlich exe

kutiert. Im selben Verfahren wurden 

zwei weitere Personen zu lebensläng

lich Zuchthaus und sechs weitere zu 

Freiheitsstrafen von 17 bis 20 Jahren 

verurteilt. Alle wurden in unterschied

lichem Maß der illegalen religiösen 

Propaganda, des Separatismus, des 

Raubmordes und des illegalen Waf

fenhandels für schuldig befunden. Der 

Name des Hauptschuldigen wird mit 

Xiaokelahat Mahemut oder Xiaokelai- 

ti Makmuti angegeben. Er soll im Ja

nuar gemeinsam mit seinen Partnern 

einen 23-jährigen Geschäftsmann ge

tötet und ihm unter anderem 240.000 

Yuan Bargeld sowie einen VW Santa

na geraubt haben, um die „separatis

tischen Aktivitäten“ der Täter zu fi

nanzieren. Als ihnen im Februar die 

Polizei auf den Fersen war, erschoss 

der wohl als Mahmut zu transkribie

rende Hauptschuldige außerdem einen 

Polizisten. (Xinjiang People’s Broad

casting Station, Ürümqi, nach SWB, 

16.6.00)

Die Beschuldigten werden zudem mit 

den Aufsehen erregenden Unruhen in 

Zusammenhang gebracht, die das Ili-

Gebiet an der Grenze zu Kasachstan 

Anfang Februar 1997 erschütterten. 

(Vgl. C.a., 1997/2, Ü 13) Es soll sich 

bei ihnen um die Drahtzieher handeln. 

(Ming Pao, Hongkong, Internetausga

be, nach SWB, 20.6.00)

Die Todesurteile beleuchten erneut die 

problematische Lage im zentralasiati

schen Xinjiang, wo polizeiliche und ge

richtliche Maßnahmen wie die hier ge

schilderten sich als nicht geeignet er

wiesen haben, die separatistischen Be

strebungen zu beenden. Der Stellver

tretende Parteisekretär des Regiona

len KP-Komitees, dessen Name mit 

Aiskait Kenmbay angegeben wird, er

klärte zwar, im vergangenen Jahr ha

be es nach einer Serie von Aktionen 

gegen die Separatisten keine „großen 

Probleme“ mehr gegeben, doch Bei

jings repressive Religionspolitik und 

die fehlende Dialogbereitschaft der 

Regierung gegenüber den Minderhei

ten wird terroristischen Aktivitäten 

auch weiterhin einen günstigen Nähr

boden liefern. (Sing Tao Jih Pao, 

Hongkong, nach SWB, 23.6.00) Der 

Leiter der Ostturkestanischen Union 

in Europa, der in Deutschland lebende 

Erkin Alptekin, sieht in Xinjiang so

gar eine ethnische „Zeitbombe“ ticken. 

Vor allem junge Uiguren seien ver

zweifelt und gewaltbereit. Der Wider

stand gegen die schleichende chinesi

sche Überfremdung sei verbreitet, al

lerdings kaum koordiniert. (SCMP, In

ternetausgabe, 29.5.00) -hws-

18 Falungong-Verfolgung: neue

Massenfestnahmen; Einliefe

rung in Psychiatrie Einzel

fälle?

Die staatliche Verfolgung von Anhän

gern der Falungong- oder Falun-Dafa- 

Bewegung wurde auch im Juni fort

gesetzt. Sie konzentrierte sich auf die

3. Juniwoche, als in neun Provinzen 

über 1.200 Mitglieder festgenommen 

worden sein sollen. Staatliche Stellen 

nannten als Grund, dass Falungong- 

Mitglieder Demonstrationen und Mas

senzusammenkünfte geplant hätten. 

Die meisten Festnahmen erfolgen of

fenbar in Parks, in denen sich Anhän

ger zu gemeinsamen Übungen treffen. 

In Beijing ist der Tiananmen-Platz 

praktisch täglich Ort von Festnahmen, 

bei denen Ausländer oft Augenzeu

gen werden. Allein am 25. Juni seien 
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auf der zentralen Freifläche der Haupt

stadt 100 Personen von der Polizei ab

transportiert worden. Auch das Be

schwerdebüro des Nationalen Volks

kongresses, an das sich Falungong- 

Anhänger wenden, hat sich als „be

liebter“ Ort für Festnahmen etabliert. 

(SCMP, Internetausgabe, 27.6. und 

29.6.00)

Besonderes Medienecho weckten im 

Juni zwei dokumentierte Fälle, in de

nen Falungong-Anhänger in psychia

trische Behandlung gegeben wurden 

und dort unbekannte Substanzen inji

ziert bekamen, die bei ihnen bedroh

liche Reaktionen auslösten. Einer der 

so Behandelten, ein 32-jähriger EDV- 

Ingenieur, wurde nach Angaben sei

nes Vaters am 23. Mai in der Provinz 

Shandong völlig gesund in ein Hos

pital gesteckt. Als er nach einer Wo

che wieder freigelassen wurde, sei er 

ein körperliches Wrack gewesen und 

habe unter Halluzinationen gelitten; 

er starb am 10. Juni an Herzversa

gen. (SCMP, Internetausgabe, 19.6.00; 

IHT, 19.6.00) Der zweite nachgewie

sene Fall betrifft einen Offizier der 

Volksbefreiungsarmee, der wegen sei

ner Weigerung, Falungong aufzuge

ben, am 29. Mai in das psychiatri

sche Armeehospital 261 in Beijing ver

schleppt wurde und dort ebenfalls In

jektionen erhielt, die ihn sehr schwäch

ten. Menschenrechtler in Hongkong 

geben an, dass insgesamt 400 gesun

de Falungong-Anhänger in psychiatri

sche Anstalten eingeliefert, dort fest

gehalten und mit unbekannten Sub

stanzen behandelt wurden. (SCMP, 

Internetausgabe, 29.6.00; Information 

Centre for Human Rights and De- 

mocracy, Hongkong, Chinesisch, nach 

SWB, 1.7.00) Diese hohe Zahl kann 

einstweilen nicht verifiziert werden, 

doch geben schon die zwei nachgewie

senen Fälle Anlass zu der Befürch

tung, dass hier ein neues Verfahren 

zur Ausschaltung missliebiger Perso

nen erprobt wird.

Unterdessen sterben immer mehr 

Falungong-Anhänger in staatlichem 

Gewahrsam. Einer der letzten Fäl

le betraf eine Frau, die in Hun

gerstreik getreten war und zwangs

weise eine Salzlösungsinfusion erhal

ten hatte. Hongkonger Menschen

rechtler beziffern die Zahl der seit 

Juli 1999 nachweislich in staatlicher 

Obhut oder durch staatliche Eingriffe 

ums Leben gekommenen Falungong-

Anhänger mittlerweile auf 22. (Eben

da, nach SWB, 16.6.00; SCMP, Inter

netausgabe, 19.6.00) -hws-

19 Kommunistische Partei mit 

neuem Mitgliederrekord

Ende Juni gab die Organisationsab

teilung der Kommunistischen Partei 

Chinas neue Zahlen zur Mitgliederent

wicklung bekannt. Demnach erreich

te die Zahl der Mitglieder mit 63,5 

Mio. Ende 1999 einen neuen Höchst

wert nach 61 Mio. Ende 1998. Dies 

entspricht einem Plus von rund 4%. 

Der Anteil an der chinesischen Bevöl

kerung blieb mit 5% in etwa konstant. 

Mit 6,2% ebenfalls unverändert blieb 

der Anteil der Angehörigen ethnischer 

Minderheiten. Der Frauenanteil stieg 

von 16,9% leicht auf 17%; damit setz

te sich eine zwar schwache, doch seit 

Jahren anhaltende Tendenz fort.

22,5% der Mitglieder sind unter 35 

Jahre alt; gegenüber dem Vorjahr be

deutete dies eine Abnahme um 0,9 

Prozentpunkte. Der Anteil der Mit

glieder mit „College degree“, also einem 

Abschluss im tertiären Bildungssek

tor, stieg dagegen von 18,1 auf 19,2%. 

Die Zahl der Arbeiter und Bauern 

nahm von 30,2 Mio. (Ende 1998) auf 

30,9 Mio. zwar noch zu, blieb aber hin

ter der allgemeinen Mitgliederentwick

lung zurück, sodass der Arbeiteranteil 

von 49,5% auf nunmehr 48,7% eben

falls abnahm. Parteifunktionäre stell

ten wie im Vorjahr 9,1% der Mitglie

der. (XNA, 28.6. und 30.6.00)

Die Mitgliederentwicklung zeichnet 

weiterhin in mehrfacher Hinsicht die 

allgemeine demographische Entwick

lungen nach und ist insofern wenig be

merkenswert. Dies gilt außer für das 

Mitgliederwachstum allgemein auch 

für den steigenden Anteil von Perso

nen mit höherer Schulbildung und für 

den sinkenden Arbeiteranteil. Auffäl

lig ist nach wie vor der niedrige Frau

enanteil. Die geringe Attraktivität der 

Parteimitgliedschaft für Frauen dürfte 

damit Zusammenhängen, dass sich die

se weniger stark karriereorientiert als 

Männer verhalten. Tatsächlich bietet 

die Parteimitgliedschaft nach wie vor 

einen Hauptzugang zu Aufstiegsmög

lichkeiten und erleichtert den Zugriff 

auf materielle Ressourcen, -hws-

20 Massenproteste im Zusam

menhang mit Bauprojekten

In mehreren Städten kam es im Juni 

zu Massenprotesten von Bewohnern, 

die wegen größerer Bauprojekte oh

ne ausreichende Kompensation umge

siedelt werden sollten bzw. denen zu

gesagte Entschädigungen nicht ausge

zahlt worden waren.

Am 1. Juli setzten sich 100 Bewoh

ner eines Dorfes außerhalb der ostchi

nesischen Küstenstadt Wenzhou zur 

Wehr, als ihre über 200 Jahre alten 

Wohnhäuser zwangsweise abgerissen 

werden sollten. Die Polizei versuchte 

mit 200 Beamten den Abriss gewalt

sam durchzusetzen. In den Ausein

andersetzungen wurden 20 Einwohner 

und fünf Polizisten verletzt, 15 Per

sonen wurden festgenommen und des 

Landfriedensbruchs angeklagt. (Infor

mation Centre for Human Rights and 

Democracy, Hongkong, nach SWB, 

28.6.00)

Am 26. Juni besetzten 300 Ein

wohner eine zentrale Straßenkreuzung 

in Xi’an, der Provinzhauptstadt von 

Shaanxi, und brachten dort den Auto

verkehr zum Erliegen. Ihr Protest rich

tete sich gegen die Stadtverwaltung: 

Nachdem ihre Häuser bereits vor acht 

Jahren wegen eines Bauprojektes ab

gerissen worden sein sollen, wurden 

sie offenbar nur provisorisch unterge

bracht und warten seither auf die Zu

weisung neuer Wohnungen. Die Polizei 

hielt sich zurück. (Ebenda)

Einen Tag später blockierten De

monstranten in der mittelchinesischen 

Stadt Luoyang den Straßenverkehr. 

Hintergrund soll ein Plan der Re

gierung (Stadtverwaltung?) gewesen 

sein, für ein Straßenbauprojekt Land 

zu konfiszieren. Eine Internetnachricht 

brachte den Vorfall mit Moslems in 

Zusammenhang: das konfiszierte oder 

zu konfiszierende Land gehöre zu einer 

Moschee, und die angebotene Entschä

digung sei, statt ausgezahlt zu werden, 

in die Taschen von Beamten gewan

dert. (SCMP, 28.6.00)

Bereits seit längerem waren in Beijing 

fast täglich Kundgebungen von Be

wohnern zu verzeichnen, deren Wohn

häuser Bauprojekten weichen sollen. 

Empört über die Behandlung durch 

die Behörden, blockierten die Protes

tierer auch hier eine Kreuzung, wo
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bei sich die Polizei zurückhielt. (NZZ, 

20.6.00)

In fast allen älteren Stadtzentren wer

den seit Jahren im großem Maße alte 

Wohnbauten abgerissen, um Platz für 

große neue Geschäftshäuser, Straßen

verbreiterungen und Stadtautobah

nen zu schaffen. Sofern die Betrof

fenen moderne Wohnungen mit Bad 

und Toilette angeboten bekamen, gin

gen die Umsiedlungen gewöhnlich oh

ne größere Auseinandersetzungen von- 

statten. Die Protestbereitschaft ist 

aber in der Bevölkerung inzwischen 

generell gewachsen, da der chinesische 

Staat seinen Bürgern immer mehr an 

Lasten zu Mutet. Vor allem spitzt sich 

das Problem durch die immer weiter 

um sich greifende Korruption zu, da 

sie die Effektivität staatlicher Maß

nahmen untergräbt oder gar ins Ge

genteil pervertiert. Wenn es um den 

Abriss von Häusern ging, saß der Staat 

aber bislang immer noch am längeren 

Hebel. Die Leichtfertigkeit, mit der 

auf unteren Verwaltungsebenen sozia

le Spannungen und Unruhen provo

ziert werden, sorgt an der Spitze al

lerdings für große Besorgnis. Immer 

wieder kommen aus Beijing dringen

de Warnungen, wonach die örtlichen 

Regierungen der Wahrung der sozialen 

Stabilität höchste Priorität einzuräu

men haben. (SCMP, 28.6.00) -hws-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

21 Schlüsselrolle der Akademi

en

Vom 5. bis 9. Juni 2000 fand in 

Beijing die alle zwei Jahre veran

staltete große Wissenschaftskonferenz 

der beiden großen naturwissenschaft

lichen und technischen Akademien 

statt, der Chinesischen Akademie der 

Wissenschaften und der Chinesischen 

Akademie der Ingenieurwissenschaf

ten. Teilnehmer waren rund 1.050 

Akademiemitglieder beider Akademi

en (die Akademie der Wissenschaf

ten zählt insgesamt 625 Akademiemit

glieder (yua/nshi), die der Ingenieur

wissenschaften 544). (Vgl. GMRB, 

10.6.00) Die Akademie der Wissen

schaften, seit 1949 die Nachfolgerin 

der 1928 gegründeten Academia Si- 

nica, umfasst heute gut 120 Institu

te. Die Akademie der Ingenieurwissen

schaften wurde erst 1994 gegründet 

und ist die zentrale Forschungsinstitu

tion für alle technischen Wissenschaf

ten.

Auf der Konferenz wurde von Poli

tikern wie Wissenschaftlern die her

ausragende Bedeutung beider Akade

mien für die Modernisierung Chinas 

allgemein und für die Entwicklung 

von Wissenschaft und Technik im Be

sonderen betont. Jiang Zemin, der 

am Eröffnungstag zu den Konferenz

teilnehmern sprach (vgl. den Ab

druck der Rede in RMRB, GMRB, 

7.6.00), wies auf die wissenschaftlich- 

technischen Leistungen Chinas im 20. 

Jahrhundert hin und rief die Wissen

schaftler Chinas auf, wissenschaftli

che Probleme, die für Chinas wirt

schaftliche, wissenschaftliche und mi

litärische Entwicklung von strategi

scher Bedeutung seien, in Angriff zu 

nehmen und Wissenschaft und Tech

nik zu neuen Gipfeln zu führen. Da

bei nannte er ausdrücklich die für die 

moderne Wissenschaft repräsentati

ven Informations- und Biowissenschaf

ten. Das Schicksal eines Landes, so sei

ne Überzeugung, hänge vom Stand der 

Wissenschaft und Technik des betr. 

Landes ab. Ferner appellierte er an die 

Wissenschaftler, sich um die Innovati

on des Wissens zu bemühen, innova

tive wissenschaftliche und technische 

Leistungen zu erbringen und diese 

schnellstmöglich produktiv umzuset

zen. Ähnlich äußerten sich Minister

präsident Zhu Rongji und sein Stell

vertreter Li Lanqing (GMRB, 8.6.00, 

S. 1 bzw. 10.6.00, S. 1).

Ein zentrales Thema auf der Konfe

renz war die Selbsteinschätzung der 

Akademien als wichtigste Beratungs

gremien der Regierung in Bezug auf 

Wissenschaft und Technik. So hob Lu 

Yongxiang, der Präsident der Akade

mie der Wissenschaften, hervor, die 

Akademie verfolge das Ziel, nicht nur 

zum „wissenschaftlichen Schatzhaus 

des Staates“, sondern auch zum höchs

ten Beratungsgremium des Staates für 

Wissenschaft und Technik zu werden. 

Man werde die Zentralregierung in al

len wichtigen Entscheidungen bera

ten, denn heute sei es in Bezug auf 

die gesellschaftliche Entwicklung un

umgänglich, die Stimme der Wissen

schaft zu hören. Song Jian, der Präsi

dent der Akademie der Ingenieurwis

senschaften, sicherte zu, dass sich sei

ne Akademie aktiv dem Aufbau West 

widmen werde, indem sie Probleme 

der wirtschaftlichen Entwicklung, der 

natürlichen Ressourcen und der Um

welt aufgreife. (Vgl. GMRB, 6.6.00, S. 

A2)

Die Akademie der Wissenschaften hat 

in den vergangenen beiden Jahrzehn

ten umfangreiche Reformen durchge

führt, die allerdings noch nicht ab

geschlossen sind. Sie betreffen ins

besondere die Abschaffung lebenslan

ger Planstellen und die Einführung 

befristeter Wissenschaftlerstellen, da

mit verbunden eine Reduzierung des 

Personals, ferner die Einführung neu

er Finanzierungsmethoden, d.h. einer

seits Kooperation mit Wirtschaftsun

ternehmen, die anwendungsorientier

te Forschung finanzieren, und ande

rerseits Bewerbung um Forschungs

mittel aus der Staatlichen naturwis

senschaftlichen Stiftung für Grund

lagenforschung. Da den Hochschu

len im Rahmen der Hochschulreform 

auch wieder Forschungsaufgaben zu

kommen, stehen die Akademien nicht 

mehr konkurrenzlos da, sondern müs

sen sich gegenüber der teilweise hoch

qualifizierten Forschung an den Uni

versitäten behaupten. Dennoch gel

ten die Akademien nach wie vor als 

zentrale staatliche Forschungseinrich

tungen, namentlich die Akademie der 

Wissenschaften. Nicht umsonst wurde 

sie vor zwei Jahren zum experimen

tellen Schwerpunkt für die Innovation 

des Wissens bestimmt (vgl. dazu C.a., 

1998/10, Ü 8). -st-

22 Fortschritte bei Innovations

programm an Akademie der 

Wissenschaften

Das im Jahre 1998 begonnene staatli

che Programm für die Innovation des 

Wissens, in dessen Rahmen die Aka

demie der Wissenschaften zur Schwer

punktinstitution bestimmt wurde, hat 

in den zwei Jahren seines Bestehens 

bereits große Erfolge erzielt. Es han

delt sich um ein sehr ehrgeiziges Pro

jekt, mit dem sich China im 21. Jahr

hundert als eine der führenden Wis

senschaftsnationen etablieren will und 

in das die Regierung mehrere Milli

arden Yuan investiert. Die Akademie 

der Wissenschaften zog kürzlich Bi




